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11 Uhr Am Bundesrathstiſche Graf Poſadowsky Dr
von Bötticher u A

Zur dritten Berathung gelangt zunächſt der Geſetzentwurf

zum Schutze der Waarenbezeichnungen
Hierzu beantragt Abg Dr Hammacher den in der

zweiten Berathung in Folge Annahme eines Antrags Roeren
nen eingefügten 8 15b zu treichen wonach derjenige
welcher zum Zwecke der Täuſchung im Handel
und Verkehr über den Urſprung und Erwerb über
beſondere Eigenſchaften und Auszeichnungen der Waaren über
die Menge der Vorräthe den Anlaß zum Verkauf oder die

reisbemeſſung falſche Angaben macht welche geeignet ſind überDeſcaſeneit Werth oder Herkunft der Waare einen Jrrthum

zu erregen vorbehalktlich des Entſchädigungsanſpruchs des Ver
letzten mit einer Geldſtrafe bis zu 3000 Mk oder Gefängniß
bis zu 3 Monaten beſtraft werden ſoll Das Gericht ſoll auch
auf Antrag der Betheiligten im Wege der einſtweiligen Ver
fügung Anordnungen treffen dürfen die geeignet ſind die zum
Zwecke der Täuſchung bewirkten Veranſtaltungen und Ankündi
gungen zu verhindern

Die 88 1 15a werden ohne Debatte angenommen Zu

S 15b bemerkt aStaatsſekretär Dr von Bötticher Jch habe bereits in
der zweiten Lefung hervorgehoben daß mir der Geſetzentwurf

ernſtlich gefährdet erſcheint wenn der S 15b aufrecht erhalten
bleibt Jch kann das nach Sondirung im preußiſchen Staats

miniſterium in noch ſchärferer Tonart erklären denn
S 15b erſcheint der preußiſchen Regierung unannehm
Sar auch aus München iſt die Antwort eingetroffen
daß die bairiſche Regierung ebenfalls ernſte Bedenken hat den
Entwurf mit S 15b anzunehmen Ich kann daher nur wieder
holt bitten den 8 156 zu ſtreichen Jch will zugleich aber
zur Beruhigung derjenigen welche dem unlauteren Wettbewerb
entgegentreten wollen wiederholen daß ich mich ernſtlich be
mühen werde bis zur nächſten Seſſion dem Hauſe einen Geſetz
entwurf vorzulegen welcher dies Gebiet in Betracht zieht und
dahin wirken will auf gewerblichem Gebiete wieder Tren und
Glauben herzuſtellen

Abg Roeren Etr bedauert dieſe ablehnende Halkung
durch die auf alle Fälle verhindert wird daß der Paragraph
Geſetz wird Jedenfalls habe es ſich gezeigt daß Einmüthigkeit
darin herrſcht daß man der concurrence déloyale entgegen
treten muß Er wolle auf die einzelnen Bedenken gegen ſeinen

Antrag nicht eingehen er halte ſie für unbegründet
Abg Dr Hammacher ul dankt dem Miniſter für das

von ihm gegebene Verſprechen hoffentlich werde es ihm gelingen
daſſelbe zu erfüllen Die Regierung möge da nicht allein durch
Strafgefetze, ſondern auch auf civilrechtlichem Wege den vor
handenen Uebelſtänden entgegenzutreten bemüht ſein

Abg Jacobskötter konſ ſchließt ſich dem Bedauern
über die ablehnende Haltung der Regierung an Ebenſo

Abg Dr Böckel Ref welcher betont er ſei ſeit der
Militärvorlage den Verſprechungen der Regierung gegenüber
mißtrauiſch geworden Wenn es der Regierung ernſt wäre mit
der Abſicht den Schwindel zu bekämpfen daun hätte fie ſchon
längſt ein ſolches Geſetz vorlegen können Jhm fei der Antrag
Roeren lieber als alle Bemühungen des Staatsſekretärs

8 15b wird darauf geſtrichen Der Reſt des Geſetzes
und dieſes im Ganzen wird angenommen

Angenommen wird auch die Reſolution auf Vorlegung
eines Gefetzentwurfs gegen den unlauteren Wettbewerb

Bei der Ueberficht über die Reichsausgaben und Ein
nahmen für das Etatsjahr 1892/93 weiſt

Abg Gröber darauf hin daß es ſich hier um 40 Mill
Mark Etatsüberſchreitungen handele Das könne man nicht
ſo kurzer Hand erledigen ſondern müſſe die Angelegenheit ge
nan prüfen Er beantrage daher dieſen Gegenſtand von der
Tagesordnung abzufetzen

Abg Dr Paaſche ul theilt die Bedenken des Vor
redners vollſtändig doch ſei es unter dem Druck der Verhält
niſſe nicht möglich geweſen einen ſchriftlichen Bericht zu er
ſtatten Die 40 Millionen Etatsüberfchreitungen ermäßigen
ſich auf 19 Mill da 21 Mill Mehrüberweiſungen an die Einzel
ſtaaten als Etatsüberſchreitungen figuriren Einer weiteren Reihe
von Etatsüberſchreitungen ſtehen Mehreinnahmengegenüber fobeim
Reichspatenkamte andere beziehen ſich auf die Poſt die Militär
behörde Reichsverſicherungsamt und feien entſtanden durch die
raſche Entwickelung der Geſchäfte Die Kommiſſion konute
nichts Anderes thun als die nachträgliche Bewilligung auszu
ſprechen und die bekannte Refolution zur Annahme vorzuſchlagen

Staatsſekretär Graf Pofadowsky Die Etatsüberſchrei
tungen beruhen auf unabweisbaren Forderungen der betreffenden
Reſſorts Daß derartig hohe Etatsüberſchreitungen unerfrenlich
ſind gebe ich zu und es wird mein Bemühen ſein derartiges
für die Zukunft zu vermeiden

Abg Dr Rintelen CEtr bedanert daß dieſer Gegen
ſtand nicht einer gründlichen Prüfung unterzogen werden konnte

Abg Richter frſ Vp Was nutzt alle Peinlichkeit bei
der Feſtſetzung der Etatspoſitionen wenn man es nachher leicht
nimmt mit den Etatsüberſchreitungen Bisher iſt darüber ſtets
nur auf Grund ſchriftlichen Berichts verhandelt worden Das iſt
von Bedeutung nicht nur für den Reichstag ſondern anch für
den Reichskanzler der vielleicht dadurch erſt von den Etatsüber
ſchreitungen Kenntniß erhält Wir haben ja nicht nöthig mög
lichſt vicle Jonrnalnummern noch zu erledigen ich bitte Sie
de ebenfalls dieſen Gegenſtand von der Tagesordnung ab

t

in Ibg Dr von Frege konſ ſchließt ſich dieſem Wunſche
n Jutereſſe einer ſachlichen ſcharfen Prüfung an

Reichskanzler Graf Caprivi betritt den Saal
Staatsſekretär Graf Pofadowsky erklärt die Regierung

habe gegen eine derartige Prüfung abſolut nichts einzuwenden
ebenſo wenig dagegen daß die Entſcheidung bis zur nächſten
Seſſion vertagt wird Er hoffe dann den Nachweis der Ungb

weisbarkeit der Etatsüberſchreitungen führen zu können
Abg Du von Bennigſen ul ſtimmt ebenfalls dem

Antrage ar A bſetzung des Gegenſtandes von der Tagesordnung zu
Abg Rickert fr Vg beklagt die ſchnelle Geſetzmacherei

und bittet die Regierung doch weniger Geſetze vorzulegeno 9 ſetze vorzulegenDer Gegenſtand wird hierauf von der Tagesordnung
abgeſ gt O

ne Debatte werden in dritter Berathung dertragsetat und das Brieftaubengefetz erledigt der Nach

Das Haus geht dann über zur dritten Berathung des
Börſenſteuergeſetzes

Hierzu liegen oor
H ein Antrag des Abg Schwarze Etr den Termin

handel in Getreide und Getreidefabrikaten Spiritus
Mehl Kleie u mit 2 vom Tauſend zu beſteuern der Steuer
fatz ſoll ſich auf o vom Tauſend ermäßigen wenn auf Grund
der verſteuerten Kauf oder Anſchaffungsgeſchäfte die effektive
Lieferung des Getreides erfolgt Die näheren Vorſchriften auf
Grund welcher Nachweiſungen und wie die Erſtattung des zu
viel verwendeten Stempels erfolgt ſoll der Bundesrath erlaſſen

2 ein Antrag des Abg Träger frf Vp das Jn
krafttreten des Geſetzes vom 1 Mai auf den 1 Juni 1894
zu verſchieben

3 ein Antrag der Abgg Möller Dorkmund nl Frhr
von Buol Berenberg Ctr und Frefe frf Vg in 4b
des Tarifs entgegen dem Beſchluß der zweiten Lefung die
Regierungsvorlage wiederherzuſtellen d h die Beſtimmung zu
ſtreichen wonach alle Kauf und ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäfte
über Waaren wenn dieſelben gemäß ſeitens einer Börſen
behörde für ſolche Geſchäfte feſtgefetzten Geſchäftsbedingungen ab
geſchloſſen ſind mit zwei Zehntel vom Tauſend zu verſteuern
ſind Die Tarifnummer 4b würde bei Annahme des
Antrags lauten

Kauf und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte welche unter Zu
grundelegung von Uſancen einer Börſe geſchloſſen werden
Loco Zeit Fix Termin Prämien 2c Geſchäfte über

Mengen von Waaren die börfenmäßig gehandelt werden tragen
einen Stempel von Yj vom Taufend Als börfenmäßig ge
handelt gelten diejenigen Waaren für welche an der Börſe
deren Uſancen für das Geſchäft maßgebend ſind Terminpreife
notirt werden

4 ein Antrag des Abg Geſcher im Falle der Annahme
des Antrages Möller Dortmund dem Wortlaut der Nr 4b
des Tarifs die folgenden Worte als beſonderen Abſatz hinzu
ufügenDie Stenerpflicht tritt in dieſem Falle für die geſammte

Waagrengattung Kaffee Weizen Spiritus Zucker u ſ ein
wenn ſich die Terminnotirung auch nur auf eine beſtimmte
Qualität dieſer Wagrengattung bezieht

5 ein Antrag Richter für den Fall der Annahme der
Nr 2 anſtatt der Worte wenn abgeſchloſſen werden zu
fetzen für welche an der Börfe deren Uſancen für das Ge
ſchäft maßgebend ſind Terminpreiſe notirt werden

Jn der Generaldebatte bemerkt
Abg Graf Arnim Rp er ſei zwar mit der Faſſung der

zweiten Leſung nicht ganz einverſtanden verzichte aber ange
ſichts der Geſchäftslage auf die Stellung von Anträgen Na
mentlich die ungeſunde Spekulation in Produkten müßte ſchärfer
herangezogen werden Das läge ſowohl im Jntereſſe des Fiskus
wie in dem der Bekämpfung der Spekulation Seine Anträge
in der Kommiſſion ſeien von ſoliden Bankiers als dürchaus aus
führbar erklärt Durch ungefunde Spekulation ſeien beſonders
in Berlin koloſſale Summen in letzter Zeit verloren gegangen
vor Allem in ausländiſchen Papieren Wenn etwas die Unzu
länglichkeit der Vorlage beweiſe fo beweifen das die Beſtim
mungen über die Beſteuerung des Waareunhandels welche viel
zu niedrig gegriffen ſeien und die Einheitlichkeit vermiſſen
laſſen Daun hätte der Satz in das Geſetz aufgenommen wer
den müſſen daß nur der Satz ſeitens des Bankiers von dem
Kunden erhoben werden dürfe den er felbſt verauslagt habe

Staatsſekretär Graf Poſadowsky Jn der Kommiſſion
war man durchaus einig daß es wünſchenswerth wäre wenn
der Bankier uur den wirklich verauslagten Stempel berechnete
Es hat ſich aber gezeigt daß diefer Weg ungangbar war denn
man hätte dann geradezu den Jdentitätsnachweis für Papiere
einführen müſſen Man hat daher von der Aufnahme einer
ſolchen Beſtimmung in das Geſetz abgeſehen und die Regelung
den Börſenbehörden durch Uſance überlaſſen Ob es möglich
ſein wird zu einer Reform der Börfenbeſteuerung zu kommen
iſt eine Frage die ſich nicht beantworten läßt Die Voraus
ſetzung dafür iſt aber ein Börſenorganiſations Gefetz

Abg Frhr v Manteuffel Meine Freunde haben eine
Reform des Finanzwefens im Reiche für die Vorbedingung der
Steuergeſetze gehalten Das hätte die Finanzlage des Reichs
gebieteriſch gefordert Was die Vorlage betrifft ſo wird
mit ihr wohl keine Partei im Hauſe zufrieden ſein
manchen wird ſie zu weit gehen anderen nicht
weit genug Wir werden aber die Vorlage annehmen um dem
Reiche höhere Einnahmen die hoffentlich nicht ganz unerheblich
ſein werden zu verſchaffen Ein Unglück iſt daß ein Börſen
organifationsgeſetz noch nicht vorgelegt war dann hätte man
die Börſe ganz anders dienſtbar machen können für die Ans
gaben des Reichs Den Antrag Schwarze halte ich zur Zeit
für undurchführbar

Abg Speifer giebt für die füddeutſche Volksparkei die
Erklärung ab daß ſie für das Geſetz ſtimmen werde obgleich
es verſchiedene Nachtheile hat Die Steuern werden nicht voll
ſtändig auf die Schultern gelegt die ſie am beſten tragen können

Abg Richter frſ Vp hält die Finanzlage nicht für ſo
ungünſtig wie ſie immer geſchildert worden iſt Das Geſetz
wird ſich in der Praxis als nicht haltbar erweiſen weil es den
geſammten volks wirthſchaftlichen Organismus ſchädigen muß
Der Graf Arnim habe geſagt die Entlaſtung des
Arbitrageverkehrs ſei nur eingetreten weil die Regierung
vorher mit den Vertretern der hbaute Knance Rück
ſprache gehalten hat Es habe ihn gewundert daß die
Regierung darauf nicht geankwortet habe Es gelte aber das
Arbitragegeſchäft für das ſolideſte und zweckmäßigſte ſo daß zu
bedauern ſei daß die Regierung mit der Erleichterung des
Arbitragegeſchäfts nicht noch weiter gegangen iſt Und wenn
die Regierung wirklich einige Finanziers gefragt habe ſo habe
ſie damit nichts anderes gethan als wenn ſie bei der Be
r nes Branntweinſtenergeſetzes die großen Breuner ge
ragt hätte

Staatsſekretär Graf Poſadowsky bedauert daß er die
Aeußerung des Grafen Arnim erſt aus dem Munde des Abg
Richter erfahren habe Abg Graf Arnim ruft Jch habe
das gar nicht geſagt Dann erübrigt ſich ja alles Weifere
Jn der Kommiſſion iſt nachgewieſen worden daß das Arbitrage
geſchäft unbedingt geſchont werden muß und die Regierungen
konnten ſich dieſer Ueberzeugung auch nicht verſchließen

Abg Singer Soz wiederholt daß er und ſeine Freunde
dies wie jedes andere Steuergeſetz ablehnen ſie müßten die
Sorge größere Einnahmen zu verſchaffen den Parteien über
laſſen die für die Militärvorlage geſtimmt hätten Das Börſen
geſchäft zu einem ſolideren zu machen dazu ſeien die Sozial

demokraten ſtets bereil doch werde dies auf dem Wege dieſes
Geſetzes nicht erreicht werden Auf gewiſſe Aeußerungen des
Abg v Manteuffel zu antworten halte er für unker ſeiner
Würde er ſelbſt habe nie weder direkt noch indirekt Börfen
geſchäfte gemacht ob man das auch von Herrn v Manteuffel
ſagen könne ſei ihm zweifelhaft

Abg Dr Rintelen Ctr erklärt ſeine Freunde ſtimmen
im Großen und Ganzen den Beſchlüſſen zweiter Leſung zu und
ſeien auch mit der Anregung eines Börſenorganiſationsgefſetzes
einverſtanden

Abg Graf Arnim Rp ſtellt nochmals feſt daß er die
von dem Abg Richter ihm in den Mund gelegte Aeußerung in
dieſer Form nicht gethan habe

Abg Richter konſtatirt daß die Aeußerung auf ſeiner
Seite von allen ſo verſtanden worden ſei wie er geſagt habe

Damit ſchließt die Generaldebatte
Die Spezialdebatte beginnt mit dem Tarif
Die Nr 1 befreit inländiſche Aktien c von Aktiengeſellſchaften

welche gemeinnützigen Zwecken dienen und ſatzungsmäßig ſich
auf eine 4prozentige Verzinſung beſchränken von der Steuer
Jn Abſatz 2 wird feſtgefetzt daß die von ſolchen Aktien
geſellſchaften beabſichtigten Veranſtaltungen für die minder be
güterten Volksklaſſen beſtimmt ſein müffen

Diefen zweiten Abſatz beantragen die Abgg Dr Rintelen
und Dr Hammacher zu ſtreichen Denn es ſei doch zweck
mäßig auch Aktiengeſellſchaften zur Bildung von Mufeen Unter
richtsanſtalten Volksgärten ſteuerfrei zu laſſen

Staatsſekretär Graf Poſadowsky Streicht man den
zweiten Abſatz fo iſt es möglich daß die betr Aktiengeſellſchaften
zwar feſtſetzen nur 4 Proz an Dividende zu zahlen daß ſie
aber den höheren Gewinn in anderer Form den Aktionären zu
weiſen Das würde alſo zu unzweifelhaften Umgehungen des
Geſetzes führen können Mit Rückſicht auf den Abſatz 2 hätten
die Regierungen der betr Steuerfreiheit zugeſtimmt

Abg Schmidt Warburg empfiehlt das Wort auch vor
den Worten für die minder begüterten Volksklaſſen einzufügen
Das würde alle Bedenken beſeitigen

Abg Dr Hammacher beantragt nunmehr im erſten
Alinea zu beſtimmen daß die betr Aktiengefellſchaften aus
ſchließlich gemeinnützigen Zwecken dienen müſſen und er
klärt ſich im Uebrigen mit dem Vorſchlage des Abg Schmidt
einverſtanden

Die beiden Anträge Hammacher und Schmidt War
burg werden angenommen und mit dieſen die Tarif
nummer 1

Ohne Debatte ſtimmte das Haus den Nummern 2 3 und
4a zu

Zu Nummer 4b liegen de oben mitgetheilten Anträge

Abg Möller Dortmund nl befürwortet ſeinen Antrag
der fich als eine Folge von Konferenzen von Mitgliederndieſes Haufes mit Vertretern der Hanbelstanmer von Hamburg

Berlin und Bremen darſtelle Die Sachverſtändigen hätten
übrigens ausdrücklich erklärt daß eine eventuelle neue Be
laftung zum Mindeſten in klarer jeden Zweifel ausſchließenden
Weiſe geſchehen müßte Aber nicht nur Hamburg und
Bremen fühlten ſich durch die Beſtimmung in 4b 2 beläſtigt
ſondern auch die kleinen Prvvinzialbörſen wie die in Dort
mund die garnicht unter den üblichen Börſenbegriff fielen
feien bennruhigt weil alle ihre Geſchäfte unter Börfen
bedingungen geſchloſſen würden allerdings ſeien das oft
die Bedingungen von London Marſeille Antwerpen 2c Er
bitte daher dringend die Regierungsvorlage wiederherzuſtellen
Den Unterantrag Geſcher halte er im Kern für durchaus be
rechtigt doch ſei die vorliegende Form zu allgemein ſo daß es
in ein Gebiet eingreift das der Reichstag nicht regeln kann
Den Antrag Schwarze bitte er ebenfalls abzulehnen

Abg Geſcher konf Jch habe Namens meiner politiſchen
Freunde zu erklären daß wir für den Antrag Möller ſtimmenwerden
wenn auch mit großem Bedauern da das die Einnahmen aus
dem Geſetze noch mehr vermindern wird Wir haben uns aber

n müfſen daß die Faſſung der zweiten Leſung un
möglich iſt

Abg Gamp Rp ſchließt ſich den Bedenken gegen den
Antrag Schwarze an und empfiehlt ſodann den Antrag Geſcherdan könne e wenn man den billigen Santoskaffee beſteure

weil darin Terminpreiſe notirt werden nicht den Mocca der
Reichen ſteuerfrei laſſen bloß aus dem Grunde weil im Mocca
keine Terminpreiſe notirt werden Prinzipaliter ſei er aber für
die Aufrechterhaltung der Beſchlüſſe zweiter Leſung daß die
Jnutereſſenten aus Hamburg und Bremen für die Wiederher
ſtellung der Regierungsvorlage ſeien daß ſei ja erklärlich

Abg Richter frf Vp bekämpft ebenfalls den Antr
Schwarze der nur möglich ſei bei ſehr leichtem Verſtändni
für die betr praktiſchen Verhältniſſe Aus Bodsheit könnte
man für den Antrag ſtimmen denn der Bundesrath müßte
dann das ganze Geſetz ablehnen das den Terminhandel völlig
todtſchlage Redner hält ſeinen Antrag für praktiſcher als die
Regiernugsvorlage und empfiehlt daher jenen zur Annahme
Die Beſchluſſe zweiter Leſung ſtelllen ſich als eine außerordent
liche Belaſtung des geſammten Waarengeſchäftes an ſich dar
während doch nur das Termingeſchäft getroffen werden ſollte
Außerdem ſei die Faſſung durchaus unklar es ſei nicht einmal
deutlich was ſteuerpflichtig ſei und was nicht Wie könne
man die Beſteuerung überhaupt von Uſancen abhängig machen
dann ſetze man ja eine Prämie darauf uſancelos
zu handeln Uſancen ſeien doch nur fixirte Geſchäftsgewohnheiten Solcher Fixirung hinderlih u ſein ſei
geradezu gemeingefährlich Die Benutzung von Sachverſtändiund Schiedsrichtern ſuche man doch ſonſt zu fördern und er
wolle man ſie unter Geldſtrafe ſtellen er warne auch eine

Jmproviſation wie ſie der Antrag Geſcher fei in dritter Leſung
anzunehmen denn damit würden Folgen von weittragender
Bedeutung eintreten wie ſie die Herren ſelbſt nicht gewollt
haben können Wenn die Jntereſſenten vom iritus und
Zucker von dem Antrage Geſcher Kenntniß gehabt hätten wür
den ſie wahrſcheinlich energiſch dagegen proteſtirt haben Man
möge alſo den Antrag ablehnen

Abg Schwarze Ctr vertritt ſeinen Antrag denn es ſei
nothwendig den Getreideterminhandel ſcharf zu faſſen

Abg Frhr v Stumm beautragt im Antrage Gefſcher die
in Klammer geſetzten Worte Kaffee Weizen Spiritus
i c zu erſetzen durch die Worte oder einer Unterar
erſelben

Abg Geſcher konſ betont ſein Antrag ſei auch vor

vor

den r als berechtigt anerkannt worden Mar
ſolle doch nicht börſenfreundlicher ſein als die Börſenintereſſenter
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elbſt Mit der Tenden des Antrags Schwarze ſtimme ſeine
s vollſtändig überein man könnte noch viel drakoniſchere

i treffen wenn es möglich wäre dasſfammnge x damit zu treffen das ſei aber
reine Differenzge i abeleider t e Darum ſei es ihm auch nicht mögliche für

den Antrag Schwarze zu ſtimmen
Damit ſchließt die Debatte
Abg Frhr v Manteuffel verſichert dem Abg Singer

daß auch er nie ein Geſchäft an der Börſe gemacht habe
Staatsſekretär Graf Poſadowsky macht als Unterſchied

zwiſchen den Anträgen Stumm und Geſcher darauf aufmerkſam
daß nach dem letzteren wenn z B an der Hamburger Börſe
roher Stein nach Terminen notirt und gehandelt würde
jeder Handel in Spiritus verſteuert werden müßte nach dem
Antrage Stumm würde nur die Unterart beſteuert werden

Abg Frefſe frſ Vg ſtellt feſt der Abg Geſcher ſei zwei
mal zum Worte gekommen er ſelbſt gar nicht obwohl er ſich
gleich anfangs zum Worte gemeldet habe

Abg Zimmermann Antiſemit erklärt ſeine Freunde
würden für den Antrag Schwarze ſtimmen

Hierauf wird unter Ablehnung aller übrigen Anträge nach
dem Antrage Möller die Regierungsvorlage wieder
hergeſtellt

Der Reſt des Tarifs wird ohne weitere Debatte an
genommen ebenſo die Artikel I und II

Zum Artikel III liegt der oben erwähnte Antrag Träger
vor das Jnkrafttreten des Geſetzes auf den 1 Juni feſtzuſetzen

Abg Möller Dortmund ſchließt ſich dieſem Antrag an
während die Abgg Dr Rintelen Graf Arnim Dr Hahn
dem Antrage widerſprechen Die Börſe habe Zeit genug ge
habt ſich auf das Gefetz einzurichten

Der Antrag Träger wird abgelehnt Es bleibt daher
bei dem 1 Mai 1894

Zu dem Geſetze liegt noch folgende Reſolution der
Kommiſſion vor

Die verbündeten Regierungen zu erfſuchen zu veran
laſſen daß von den Börſenaufſichtsorganen Fürſorge getroffen
wird daß beim Kommiſſionsgeſchäft dem Komittenten keine
höheren Stempelbeträge in Rechnung geſtellt werden als
vom Kommiſſionär ſelbſt bezahlt worden ſind

Die Reſolntion wird bekämpft vom Abg Möller Dort
mund und Richter befürwortet vom Abg Gamp und
Geſcher angenommen ebenſo die Reſolution Cuny die Re
gierung zur Vorlegung eines Börſengeſetzes auf Grund der Er
gebniſſe der Börſenenquete

Es folgen Petitionen die ſämmtlich nach den Beſchlüſſen
der Kommiſſion erledigt werden Eine Debatte knüpfte ſich
nur an die Petition des Vorſtandes des Allgemeinen deutſchen
Frauenvereins zu Leipzig daß den Frauen die Zulaſſung zum
ärztlichen Studium an den deutſchen Univerſitäten und die
Freigebung der Praxis an approbirte Aerztinnen gewährt werde
Das Haus geht über die Petition zur Tagesordnung über

Jnzwiſchen iſt die Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe dritter
Leſung zum Börſenſtenergeſetz gedruckt und vertheilt worden
Es kann ſomit die Geſammtabſtimmung über das Geſetz erfolgen
in diefer wird das Gefetz mit großer Mehrheit gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten angenommen

Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Jnterpellation
der Abgg Dr Förſter Reuſtettin und Genoſſen

Lie gedenken die verbündeten Regierungen die durch
die Zollgeſetzgebung entſtandenen Schädigungen der Finanzen
des Reichs in einer die Landwirthſchaft nicht beeinträchtigenden
Weiſe auszugleichen und welche Mittel des Ausgleichs ge
denken ſie auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung anzuwenden

Reichskanzler Graf Caprivi erklärt ſich zur ſofortigen
Beantwortung bereit

Es erhält daher das Wort der Mitinterpellant
Graf zu Jnn und Knyphauſen konſ Er begründet die

Interpellation damit daß doch die Frage nahe liege wenn die
Zollverträge einen Ausfall in den Staatseinnahmen bewirkten
wie dieſer Ausfall gedeckt werden ſolle und wenn etwas zu
dieſem Zwecke geſchehen ſolle ſo dürfe auf keinen Fall die
Landwirthſchaft dadurch irgendwie belaſtet werden da gerade
dieſe durch die Handelsverträge am meiſten Schaden gelitten habe

Reichskanzler Graf von Caprivi bemerkt daß er nur
den Wortlaut der Jnterpellation beantworten wolle Jch
kann keine andere Antwort geben als daß die ver
bündeten Regierungen durch eine Tabak Wein und
Börſenſteuer dieſen Ausfall decken wollen Wenn der
Reichstag dieſe Steuern nicht annehme ſo müſſe die Regierung
erwägen welche anderen Mittel ſie ohne die Landwirthſchaft
zu belaſten finden könne Was die Beantwortung der zweiten
Frage anlange ſo habe die Reichsregierung als ſolche Mittel
des Ausgleichs nur die Zölle und Verbrauchsabgaben

Abg Frhr v Manteuffel konſ bemerkt die Antwort
des Reichskanzlers könne Niemanden befriedigen Die Re
gierung hätte doch wiſſen müſſen daß dieſe Steuervorlagen
abgelehnt würden Jetzt müßten zunächſt die noth
wendigen Mittel durch Erhöhung der Matrikularbeiträge beſchafft
werden und das würde eine Erhöhung der Steuern in den
Einzelſtaaten und dadurch wieder eine Belaſtung der Land
wirthſchaft herbeiführen Redner geht dann auf die ſchlechte
Lage der Landwirthſchaft ein und beſtreitet daß eine intenſive
Wirthſchaft als Heilmittel für die ſchlechte Lage der Landwirth
ſchaft möglich ſei Aus den bisher ihm hier genannten Mitteln
der Landwirthſchaft zu helfen habe er keinen Anknüpfungspunktfinden können Jraſident v Levetzow bittet den Redner bei

der Sache zu bleiben Der Reichskanzler habe ihnen vor
geworfen daß ſie an einem Zwieſpalt zwiſchen Jnduſtrie und
Land wirthſchaft Schuld ſeien Präſident v Levetzow Das
gehört doch wirklich nicht zur Jnterpellation

Reichskanzler Graf Caprivi erwidert die Jnterpellation
habe auf ihn ſchon den Eindruck gemacht als wolle man einige
Nachwirkungen der Jnterpellation des Grafen Kanitz verwiſchen
Sehr richtig links Die Jnterpellation beſchäftigt ſich nur

mit der Einwirkung der Zölle auf die Reichsfinanzen und nicht
mit der Wirkung auf die Nothlage der Landwirthſchaft Er

Redner habe ſich an den Wortlaut der Interpellation gehalten
jedoch Abg Frh v Manteuffel habe ſich nur an die in der
Interpellation ignorite Seite gehalten

Abg v Bennigſen ul betont daß auch er den Ein
druck bekommen habe als ob die Konſervativen mit dieſer
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Interpellation nur die Verlegenheit hätten verdecken wollen in
die ſie durch den Mißerfolg des Antrags des Grafen Kanitz
gerathen ſeien

Darauf wird ein von den Abgg Schmidt Elberfeld
Maquardſen u Gen geſtellter Vertagungsantrag angenommen

Präſident v Levetzow giebt die am Schlüſſe der Seſſion
übliche Geſchäftsüberſicht

Abg Graf h ſpricht Namens des Hauſes dem
Präſidenten den Dank aus für ſeine umſichtige und unpartei
liche Geſchäftsführung worauf Präſident v Levetzow dem
Hauſe für die Unterſtützung dankt die es ihm in ſeiner Amts
führung habe zu Theil werden laſſen Bei dieſer Gelegenheit
theile er mit daß Ende dieſes Jahres die Sitzungen vorläufig
noch in demſelben Saale ſtattfinden würden in welchem jetzt
ſeit 27 Jahren die Sitzungen ſtattgefunden hätten

Reichskanzler Graf Caprivi erhebt ſich die Sozialdemo
kraten verlaſſen den Saal wobei

Abg Liebermann v Sonnenberg ihnen nach
ruft Die Stützen der Regierung verlaſſen das Lokal und
verlieſt eine Allerhöchſte Botſchaft kraft derer die Reichstags
ſeſſion geſchloſſen wird Datirt iſt dieſe Botſchaft aus Karls
ruhe 17 April Darauf verlieſt der Reichskanzler eine weitere
Botſchaft in der hervorgehoben wird daß die von der Regie
rung dem Reichstage gemachten Steuervorſchläge nur die
theilweiſe Zuſtimmung des letzteren in Bezug auf die Stempel
ſteuer gefunden hätten Nachdem auch die Tabakſteuervorlage in der
Kommiſſionsberathung keine Annahme gefunden habe ſei nicht
zu erwarten daß ſie im Hauſe Annahme finden ſo daß die
nöthigen Mittel zur Deckung des Bedürfniſſes des Reichs und zur
Durchführung der Finanzreform nicht vorhanden wären und auch
keine Ausſicht da wäre ſie noch an dieſer Seſſion bewilligt
zu bekommen Nach wie vor aber halte die Regierung eine
Ordnung der Finanzen der Einzelſtaaten und deren Unabhängig
keit von den Reichsbedürfniſſen für nothwendig Darum halte
die Regierung an diefer Regelung feſt und werde dem deutſchen
Reichstage in der nächſten Seſſion neue entſprechende Entwürfe
zu dieſem Zwecke vorlegen und ſie hoffe dann eine Verſtändi
gung zu erzielen

Darauf fordert Präſident v Levetzow die Anweſenden
auf aus warmem deutſchem Herzen auf Seine Majeſtät ein
dreimaliges Hoch auszubringen

Das Haus folgt lebhaft dieſer Aufſorderung
Damit iſt die Seſſion geſchloſſen

Schluß 57 Uhr

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhans

53 Sitzung vom 19 April
11 Uhr Am Miniſtertiſche Frhr v Berlepſch Miquel u A
Der Bericht der Rechnungskommiſſion über die allgemeine

Rechnung des Staatshaushalts des Rechnungsjahrs 1890/91
nebſt Rechnung über die Fonds des ehemaligen Staagtsſchatzes
und über die Ueberſicht der Staatseinnahmen und Ausgaben

d Inungsjehre 1892/93 werden durch Kenntnißnahme
erledigt

Ferner wird in zweiter Berathung der Gefetzentwurf be
treffend die Deckung von Ausgaben des Rechnungsjahrs 1892/93
angenommen

Darauf ſetzt das Haus die zweite Berathung des Kali
geſetzes bei dem an erſter Stelle zur Berathung geſtellten
Artikel III fort der die grundlegende Beſtimmung des ganzen
Geſetzes enthält daß die Auffnchung und Gewinnung von Kali
und Magneſiafalzen fortan ausſchließlich dem Staate zuſtehen
ſoll Die Debatte erſtreckt ſich auch bereits auf einen vom
Abg Frhr v Zedlitz Nenkirch fk geſtellten Antrag zu
den Artikeln IV und die Beſtimmungen des Geſetzes erſt
vom 1 Januar 1900 an für Hannover in Kraft treten
zu laſſen im Uebrigen aber den auf Hannover bezüglichen
Artikel zur nochmaligen Berathung an die Kommiſſion zurück
zuverweiſen ferner auf einen von den Abgg v Bockelberg
konf und Frhr v Zedlitz neu beantragten Artikel VIIIb

welcher vom 1 Jannar 1899 an nach Ablauf des jetzt be
ſtehenden Syndikats eine Feſtſetzung der Verkaufsbedingungen
und Preiſe der in fiskaliſchen Betrieben gewonnenen Kali und
Magneſiaſalze durch das Staatsminiſterium unter Berückſichtigung
der Bedürfniſſe der heimiſchen Landwirthſchaft und Jnduſtrie
verlangt und außerdem eine jährliche Rechnungslegung über die
Verhältniſſe der ſtaatlichen Kaliwerke vor dem Landtage
vorſchreibt

Abg v Schalſcha Ctr bemerkt es handele ſich bei
dieſem Geſetze nicht wie vielfach behauptet werde um ein
Monopol da ein Monopol ſämmtliche Privatbetriebe ausſchlöſſe
während das Kaligeſetz nur dieſe Privatthätigkeit beſchränke
Wenn die Vorlage abgelehnt werde ſo ſei die größte
Gefahr vorhanden daß ſich im Laufe der Zeit ein Konſortium
bildet welches die ganze Kaliproduktion in die Hand
bekäme Dadurch würde eine außerordentliche Ver
ſchiebung der Vermögensverhältniſſe eintreten Millionäre
würden gezüchtet werden und dieſe würden uns die Haut über
die Ohren ziehen und das wäre auch eine Verſchiebung die
uns im höchſten Grade unangenehm wäre Große Heiterkeit
Die Landwirthſchaft würde dabei ſchlecht wegkommen
und das könnte um ſo ſchlimmere Folgen haben
als ja Männer von einem ſo außerordentlichen Wohl
wollen für die Landwirthſchaft wie Graf Caprivi es hat
nur alle hundert Jahre geboren würden Heiterkeit Der
Staat werde ſpäter das Kali ans Jnland fehr billig verkaufen
können und ſich dafür durch hohe Preiſe ans Ausland ſchadlos
halten da das Kali die Eigenthümlichkeit habe nur in Deutſch
land vorzukommen Ein Hauptgrund für die Vorlage ſei auch
daß der Vorrath von Kaliſalzen gegen Raubban geſchützt werden
müſſe Sei doch nach den neueſten Entdeckungen und Ent
hüllungen nur noch für fünfzig Jahre reines Kainit vorhanden
Wie ſchon geſagt müſſe man an das Jnland zu einem billigen
Preife zum Selbſtkoſtenpreiſe oder auch noch darunter verkaufen
und an das Ausland ſehr theuer oder man müſſe an das Jn
land mit einem mäßigen Gewinn verkaufen und an das Aus
land das gute Produkt überhaupt gar nicht abgeben Bei der

in hohem Maße vorhanden er halte den Staat für ehrlicher
wenigſtens für ehrlicher als die rheiniſchen Jnduſtriellen Aus
den geſtrigen Ausführungen des Abg Bneck habe er den Ein
druck bekommen daß manche gegen das Geſetz ſeien weil es der
Spekulation entgegentrete

Abg Gothein fr Vgg betont daß die übergroße Mehr
zahl der deutſchen Jndnuſtrie eine vortreffliche Jnduſtrie ſei die
ſolche Angriffe nicht verdiene und er habe erwartet daß auch
Miniſter Frhr v Berlepſch die Jnduſtrie gegen dieſe Angriffe
in Schutz genommen hätte und hoffe daß er dies jetzt noch
thue Was den Geſetzentwurf anlange ſo werde als Hauptgrund
dafür die Gefahr einer Erſchöpfung der Kalilager angeführt Das
ſei aber für lange nicht zu befürchten da der Vorrath an Kali
ein viel größerer ſei als man immer annehme Der Staat
allein beſitze 82 Milliarden Centner Kaliſalze und dieſe reichten
ſchon für 2000 Jahre aus wie man berechnet habe dazu käme
dann noch ein viel größerer Vorrath den Private und andere
Bundesſtaaten befäßen ſo daß im Ganzen wohl 200 Milliarden
Centner vorhanden ſeien die für 4500 Jahre ausreichten Da
bei nehme man noch einen Förderverluſt von der Produktion
an was ſehr hoch gegriffen ſei Eine ſehr große
Steigerung des Verbrauchs der Kaliſalze ſei auch nicht anzu
nehmen da er nach Erkundigungen bei einem Landwirthe der
obwohl er dem Bunde der Landwirthe angehöre doch ein
tüchtiger Landwirth ſei erfahren habe daß ein Hektar überhaupt
nur 15 Doppelcentner Kali vertrage Zuruf Kainit Wenn
man auch ſage Kainit reiche nur noch für 50 Jahre
was aber wohl übertrieben ſei ſo brauche die Landwirthſchaft
doch meiſtens Kalifabrikate und die würden uns ſo bald nicht
fehlen Gegen Waſſereinbrüche könne man ſich heutzutage ganz
anders ſchützen als früher Gerade im Jntereſſe der Land
wirthſchaft ſei er nicht in der Lage dem Geſetzentwurf
zuzuſtimmen Man ſpreche auch in der Wiſſenſchaft
von Monopolpreifſen und Jeder habe ein Jntereſſe
daran daß die Preisbildung ſich auf natürlichen
Wege vollziehe Ein Syndikat das ein Monopol hat ſei eine
ſtändige Gefahr um ſo mehr als in dieſem Falle keine Aus
landskonkurrenz zu befürchten ſei Trotz aller Anträge die
man hier ſtelle werde das Monopol zu hohen Preiſen führen
und alfo die Landwirthſchaft ſchädigen Jetzt ſchon verzinſe
ſich das Anlage Kapital des Staates im Staoaßfurter
Werke mit 15 Prozent Da könne es doch auch
jetzt ſchon Kali zu billigeren Preiſen liefern Er bedaure daß
die Regierung dem Syndikate beigetreten ſei und dadurch dazu
mit beigetragen habe die Preiſe hochzuhalten Die Bergbau
freiheit habe die Preiſe herabgedrückt darum foll man ſie nicht
einſchränken Das Haus könne doch auch außerhalb des Syndikats
durch niedriges Angebot die Preiſe herunterdrücken wenn das
für die Landwirthſchaft nützlich erſcheine

Miniſter Frhr v Berlepſch bemerkt er habe nicht gehört
daß hier ein Ausdruck gefallen ſei welcher die Solidität der
ganzen Jnduſtrie angezweifelt habe Wenn eine Thalſache fo
bekannt ſei wie die Solidität unſerer Jnduſtrie dann ſei es
nicht angebracht bei jeder Gelegenheit öffentlich dieſe Thatſache
noch beſonders hervorzuheben und zu deklariren Der Vor
redner ein Gegner des Monopols habe für ſich das Monopol
der Sachverſtändigkeit in Anſpruch genommen Es ſei nicht
ausgeſchloſſen daß anderswo noch Kali aufgeſchloſſen werden
könne aber die Wahrſcheinlichkeit dafür ſei ſehr gering

Abg Brandenburg CEtr Jn der gegenwärtigen Finanz
lage wo die Beſchaffung neuer Mittel nothwendig ſei könne
man es nur begrüßen wenn ſtatt neuer Stenern neue Ein
nahmen gefunden würden Solche Einnahmen ſollte der vor
liegende Entwurf unzweifelhaft bringen Die anderen in den
Motiven genannten Gründe des Entwurfs liefen nur nebenher
Nachdem Hannover von dem Geſetze ausgeſchloſſen ſei könne er
nur für das Geſetz ſtimmen allerdings unter der Vorausſetzung
daß Hannover dauernd eximirt bleibe

Ein Schlußantrag wird angenommen
Jn einer perfönlichen Bemerkung proteſtirt
Abg v Schalſcha dagegen daß er in ſeiner Rede die

ganze Jnduſtrie herabgeſetzt habe
Abg Gothein bemerkt er habe hauptſächlich mit ſeinen

Bemerkungen die geſtrigen Aeußerungen des Abg Freiherrn
v Zedlitz im Auge gehabt der geſagt habe daß die deutſche

nete die Eigenthümlichkeit habe minderwerkhige Wagre zu
liefern

Die nun folgende Abſtimmung über Artikel 3 muß durch
Auszählung erfolgen Der Artikel 3 wird mit 147 gegen
142 Stimmen abgelehnt Dafür ſtimmen die große
Mehrheit der Konſervativen die Minderheit der Frei
konſervativen und des Centrums Mit derſelben Mehrheit
werden die anderen Artikel des Geſetzes ſammt den dazu
geſtellten Anträgen abgelehnt

Ueber den von den Abgg Frhr v Zedlitz fk und von
Bockelberg geſtellten Antrag einen Artikel VIIIb dem
Geſetze zuzufügen wird auf Antrag des Abg Grafen
Limburg Stirum konſ namentlich abgeſtimmt

Dieſer Artikel VIIIb deſſen Jnhalt ſchon oben erwähnt iſt
lautet wörtlich wie folgt

Vom 1 Januar 1899 an werden die Verkaufsbedingungen
und die Preiſe der im fiskaliſchen Betriebe gewonnenen Kali
und Magneſiafalze vom Staatsminiſterium feſtgeſetzt unter Be
rückſichtigung der Bedürfniſſe der heimiſchen Landwirthſchaft
und Jnduſtrie Die Betriebsverhältniſſe die Förderung und
dte Koſten der ſtaatlichen Kali und Magneſiaſalzbergwerke
fowie die Verkaufsbewegungen und die feſtgeſetzten Preiſe ſind
alljährlich r Kenntniß des Landtags zu bringen

Der Antrag Frhr v Zedlitz v Bockelberg auf Zu
fügung obigen Artikels VIII wird mit 174 gegen 153 Stim
men ebenfalls abgelehnt 8

Damit iſt das ganze Kali Geſetz in zweiter Leſung
abgelehnt

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs be
treffend Aenderungen der Wegegeſetzgebung der Provinz
Hannover

Derſelbe wird ohne Debatte angenommen
Damit iſt die heutige Tagesordnung erledigt
Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Ühr Kleinere Vorlagen

und Geſetzentwurf betreffend den Ban eines Schifffahrtsg
kanals von Dortmund zum Rhein

Privatinduſtrie ſei die Gefahr einer Verfälſchung der Produkte

e
ne

Schluß 21 Uhr
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